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– Die Verletzung von Menschenrechten ist keine innerstaatliche Angelegen-
heit und ihre Thematisierung keine Einmischung in innere Angelegenhei-
ten.

– Das internationale Menschenrecht und seine Institutionen sind weiter zu
stärken, das gilt insbesondere für die Konstituierung und weitere Stärkung
der internationalen Strafgerichtsbarkeit.

– Die internationale Staatengemeinschaft darf militärische Aggression, Terror
und Krieg gegen die eigene Bevölkerung in einzelnen Staaten nicht hin-
nehmen. Wie in Bosnien kann es sein, daß erst militärische Einsätze bzw.
die Androhung militärischer Gewalt die Voraussetzung für einen zivilen
Friedensprozeß schaffen. In solchen Fällen wird auch Deutschland seinen
Beitrag leisten müssen.

– Wirtschaftliche Kontakte tragen langfristig zur Öffnung von geschlossenen
Gesellschaften bei, dürfen aber nicht daran hindern, das Fehlen der Ge-
währleistung der Grundrechte deutlich zu kritisieren.

– Das Verhältnis von stiller Diplomatie und offener Kritik in einzelnen Fällen
konkreter Menschenrechtsverletzungen ist genau zu bedenken, wobei unter-
schiedliche Rollen von Parlament und Regierung genutzt werden sollten.

– Auch mit Diktatoren muß man, sofern sie Staatschefs wichtiger Staaten
sind, Kontakt halten; mit dem Abbruch diplomatischer Beziehungen sollte
man sehr vorsichtig sein. Doch ist im Umgang mit Diktatoren die notwen-
dige Distanz zu halten.

– Unabhängig von dem offiziellen Kontakt mit Regierungen autoritärer Sy-
steme ist es von großer Bedeutung, mit solchen gesellschaftlichen Kräften
Kontakt zu suchen, die für Demokratie und die Einhaltung der Menschen-
rechte eintreten. Sie sind nach dem Maß des Möglichen zu unterstützen.

– Oft arbeitet in Diktaturen und autoritären Systemen eine demokratische
Opposition vom Ausland aus. Asyl und Hilfe für die demokratische Oppo-
sition solcher Staaten im westlichen, im deutschen Exil sollten stärker als
bisher gewährt werden!

Gerade dadurch, daß wir Deutschen durch Selbstbestimmung und Freiheit
die Einheit wiedererlangen konnten, haben wir auch eine besondere Ver-
antwortung dafür, in unserer Politik gegenüber anderen Staaten diesen
Werten zu ihrem Recht zu verhelfen. So wird deutsche Außenpolitik künf-
tig noch stärker eine gesellschaftsbezogene Außenpolitik sein müssen.

3. Der Aufbau einer demokratischen politischen Kultur und eines
gemeinsamen Geschichtsbewußtseins in Europa

Wenn man die Erfahrungen des 20. Jahrhunderts ernst nimmt, so ergeben sich
für die deutsche Politik u. a. folgende Einsichten und Schlußfolgerungen:
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– Die deutsche Politik sollte auch künftig im europäischen Staatenverbund
handeln.

– Die enge Verflochtenheit mit dem Westen, namentlich mit den großen De-
mokratien in Europa und mit den USA, war Garant der demokratischen
Entwicklung in Westdeutschland und ist selbstverständlich auch vom verei-
nigten Deutschland fortzusetzen.

– Eine ähnliche Verflochtenheit ist mit den Ländern Mittelost- und Südosteu-
ropas anzustreben.

– Die Zusammenarbeit darf sich keineswegs nur auf den ökonomischen Be-
reich beschränken. Nicht zuletzt geht es um eine Verknüpfung der ver-
schiedenen nationalen politischen Kulturen und ihrer Institutionen und um
die Entwicklung einer transnationalen demokratischen politischen Kultur.

– Wesentliche Elemente einer transnationalen Kultur könnten sein: die unein-
geschränkte Gewährleistung der Grundrechte, Gewaltenteilung, Rechtsstaat.
Ein antitotalitärer Konsens sollte in Europa durchgesetzt werden.

Eine wichtige Aufgabe in diesem Kontext ist, die Nachwirkungen des Ost-
West-Gegensatzes zu überwinden und Osteuropa stärker in den gesamteuro-
päischen Zusammenhang einzubeziehen. Diese Aufgabe zielt keineswegs nur
auf die ökonomische Entwicklung, d. h. die allmähliche Reduzierung der star-
ken Asymmetrien und des ökonomischen Gefälles. Sie umfaßt nicht zuletzt die
Ebene der Kultur, der Kommunikation und des geistigen Lebens.

Die von allen Ländern unterzeichnete Charta von Paris (1990) verpflichtet die
Unterzeichner zur Durchsetzung von pluralistischer Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechten. Diese Selbstverpflichtung ist keineswegs schon
überall eingelöst. Sie kann Ausgangspunkt für die Herausbildung einer euro-
päischen Wertegemeinschaft sein, die die Erfahrungen des Totalitarismus be-
wußt verarbeitet – insofern einen antitotalitären Konsens zur Voraussetzung
hat. Positiv zielt sie auf die Realisierung von

– Grundrechten (der Menschen- und Bürgerrechte),

– Gewaltenteilung, Demokratie und Rechtsstaat,

– politisch-gesellschaftlichen Pluralismus,

– sozialstaatlichen Mindeststandards.

Die Herausbildung einer derartigen Wertegemeinschaft kann wesentlich geför-
dert werden durch ein Geschichtsbewußtsein,

– das die bisherigen nationalen Geschichtssichten verknüpft und ihnen eine
europäische Dimension hinzufügt,

– das die Erinnerungen an die Katastrophen des 20. Jahrhunderts wachhält,



780 Enquete-Kommission

T0502B.RTF, 22:34 25.04.01

– das die Erfahrungen mit kommunistischer Herrschaft aufarbeitet und fest-
hält,

– das in gleicher Weise die Erfahrungen mit Nationalsozialismus und Fa-
schismus aufarbeitet und aufbewahrt,

– das die politischen Kräfte und Persönlichkeiten würdigt, die für Mensch-
lichkeit, Demokratie und soziale Gerechtigkeit gekämpft haben,

– das um die ständige Gefährdung von Menschlichkeit und Demokratie weiß.

Wichtige Mittel zur Herausbildung eines europäischen Geschichtsbewußtseins
und einer europäischen Wertegemeinschaft sind

– Geschichtslehrbücher, die das gegenseitige Verständnis fördern, was die
Fortsetzung der Arbeit von Schulbuchkommissionen einschließt,

– bilaterale oder transnationale Weiterbildungsveranstaltungen für Multipli-
katoren (Lehrer etc.),

– Jugendaustausche (die insbesondere im Hinblick auf die osteuropäischen
Länder zu fördern sind),

– Städtepartnerschaften, die den Kreis der Honoratioren überschreiten sollten,

– bilaterale und internationale wissenschaftliche Konferenzen und wissen-
schaftliche Kooperationsprojekte zur Aufarbeitung der neuesten Geschich-
te.

Vielfach wird von einer besonderen deutschen Verantwortung für die europäi-
sche Entwicklung gesprochen, und nicht selten spielen dabei auch die histori-
schen Erfahrungen eine wichtige Rolle. Jorge Semprun z. B. hat es als beson-
dere Aufgabe der Deutschen bezeichnet, die Erfahrungen der nationalsoziali-
stischen und der kommunistischen Diktatur für Europa aufzuarbeiten und
nutzbar zu machen: „Das deutsche Volk ist nämlich seit der Wiedervereini-
gung – als Teil des sozialen und politischen, komplexen und schmerzhaften
Prozesses, der aber voller Chancen für die demokratische Zukunft steckt [...] –
Deutschland ist seitdem das einzige Volk Europas, da sich mit beiden totalitä-
ren Erfahrungen des 20. Jahrhunderts auseinandersetzen kann und soll: dem
Nazismus und dem Stalinismus. In seinem Kopf und Körper hat es diese Er-
fahrungen erlebt und kann sie nur überwinden – und ohne, daß daraus ein Prä-
zedenzfall wird, könnte man in diesem Fall einmal den Hegelschen Begriff der
Aufhebung verwenden – kann sie also nur überwinden, indem es beide Erfah-
rungen kritisch übernimmt und aufhebt, um die demokratische Zukunft
Deutschlands zu bereichern. Von dieser hängt gar [...] die Zukunft eines de-
mokratisch wachsenden Europas zu einem großen Teil ab“ (Jorge Semprun bei
der Verleihung des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels 1994).


